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E i n g ä n g e  

Gedenkworte zum Absturz einer Swissair Caravellebei DCfrrenasch -- 
Zur ~iugzeugkatastrophe von DUrrenbsch richtet der Ratsprasident 
folgende Ansprache an den Rat: 

I1Hochgeachteter Herr Stadtprasident, 
Sehr geehrte Herren StadtrZte, 
Meine Herren Kollegen, 

Es ist mir eine sehr schmerzliche Pflicht, hier der schreck- 
lichen Katastrophe zu gedenken, die unser Land durch das schwere 
Flugzeug-Ungliick von Deirrenäsch heimgesucht und die Herzen 
unseres ganzen Volkes mit Bestiirzung und Trauer ob so viel Not 
und Leid erfUllt hat. 

Wenn es auch ein gewisser Trost ist, dass die Bruderhilfe sofort 
und spontan zu lindern suchte, was schwache Menschenhand zu lin- 
dern vermag, so wird dieser Schicksalsschlag dennoch lange, viel- 
leicht ein ganzes Leben lang wie ein schwerer Schatten auf den 
Betroffenen lasten. 

Im Namen des Volkes der Stadt Zug spreche ich den Hinterlassenen 
unser aufrichtiges Beileid aus, IGge sie der Allmächtige ganz 
besonders unter seinen Schatz nehmen, 

Ich bitte Sie, meine Herren, zu Ehren der Opfer und der schwer- 
gepriiften Hinterbliebenen sich zu erheben und in Schweigen ihrer 
ZU gedenken." 

Der Rat erhebt sich zum Gedenken an die Opfer der Flugzeug- 
katastrophe von Diirrenäsch von den Sitzen zu einer Minute stillen 
Gedenks , 

Motionen 

a) Motion F, Walker betr. Freizeitzentrum in Oberwil 

F, Walker hat unter dem 31. Juli 1963 folgende Motion elnge- 
reicht: 

"Der Stadtrat wird beauftragt, das Haus Artherstrasse 112 
(ehemalige Liegenschaft Koch Oberwil) zu einem Freizeitzentrum 
feir die Nachbarschaft Oberwil umzugestalten, 

Begriindung: 

Wir sind heute mitten in einer raschen Verkiirzung der Arbeits- 
zeit sowie der Einfuhrrang der FUnf-Tage-Woche. Die Diskussion 
um die Probleme der Freizeit ist in vollem Gang, Wir stehen in 
einer grossen Verrntwortung, ktSnnen wir doch das Geschenk der 
grusseren "freien Zeitt1 nutzen oder vertun, 
Wir miissen sicher alles unternehmen, damit die Familien, die 
tagsiiber durch Beruf und Schule getrennt sind, in der Freizeit 
Mdglichkeiten und Einrichtungen finden, wo sie zusammen ihre 
freien Stunden schopferisch verbringen kdnnen. 
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Es sollte daher eine Freizeiteinrichtung fetr Jung und Alt ge- 
schaffen werden. 

Die Jugendlichen kdnnen sich in einem Freizeitzentrum positiv 
beschaftigen, was ftir die Erziehung sehr wertvoll ist. Auch 
Leute im mittleren Alter sollten die Wdglichkeit haben, ihre 
Freizeit sinnvoll zu verbringen. In den modernen, teuren t~sod 
engen Wohnungen hat niemand mehr Gelegenheit und Platz £tir 
Bastelrgume, 

Schliesslich ist es ftir uns geradezu eine Verpflichtung, ,:uch 
ftir unsere alten Leute einen Raum zu scha££en, wo sie sich zu 
geselligem oder beschaulichem Zusammensein treffen kdnnen, 
Auch könnte so der Kontakt mit den Jungen wieder vermehrt ge- 
schaffen werden, was das Verstgndnis zwischen den Generatioaen 
fördern wtirde. 

Die Stadt ist in der glticklichen Lage, in Oberwil ein Haus mit 
schönem Umschwung zu besitzen, Es ist noch £Ur ca. 1 Jahr be- 
setzt, könnte nachher aber in ein Freizeithau: umgebaut werden. 

Die Wichtigkeit der Gestaltung der Freizeit ist sicher unbe- 
stritten, Wir mtissen uns jedoch hiiten, die Freizeit zu or- 
ganisieren. Wir mussen Wdglichkeiten zur eigenen, selbständigen 
Freizeitgestaltung anbieten. 

Die Tendenz geht heute dahin, vermehrt Fre%zeith"user in den 
Quartieren zu schaffen, um so einer weitern Vermassung ent- 
gegenzusteuern, 

Die Stadt Zug hat nun die Gelegenheit, bahnbrechend voran zu 
gehen, wenn in der Nachbarschaft Oberwil-Gimmenen ein solches 
Freizeithaus geschaffen wilrde.'' 

Vom Eingang der Motion wird Kenntnis genommen und diese auf 
die Traktandenliste der ngchsten Sitzung gesetzt. 

b) Motion J. Arnold betr. Bauordnung Schdnegg - Bellevue - 
Gimmenen 

J. Arnold hat unter dem 19, September 1963 folgende Motion 
eingereicht: 

''Der Stadtrat wird beauftragt, dem Gemeinderat innerhalb von 
drei Monaten eine Bauordnung samt Zonenplan £Ur das Gebiet 
Schönegg / Bellevueweg / Gimmenen zu unterbreiten, 
Ftir diese Planung und Bauordnung sollen folgende Richtlinien 
gelten: 

1. Anlehnung an die Quartierplanung Guggital. 

2. Das erwähnte Gebiet soll ausgesprochene GJohnzone sein. 
3, Die Ausntitzungsziffer soll im Maximum 0,4 betragen, 
4. Der Bau von Hochlndusern ist grundsatzlich auszusehliessen, 

5.. Bis die Bauordnung Schdnegg / Bellevueweg / Gimenen vor- 
liegt, soll die Quartierplanung Guggital fiir jenes Gebiet 
allgemein verbindlich sein, 
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Begründung: 

Seit dem zweiten Weltkrieg sind die prächtigen Hanglagen an Zu- 
gerberg immer mehr zu einer beliebten Wohnlage geworden, Der 
Stadtrat hat im Jahre 1950 durch den Erlass von Bauordnungern u ~ d  
Zonenplanen die bauliche Entwicklung im Rosenbergquartier und im 
Guggital zu steuern versucht. Im grossen und ganzen haben s ich 
die beiden Quartierbauordnungen bewzhrt, 

Ftir das Gebiet Schönegg / Bellevueweg / Gimmenen hat der S t z d t -  
rat bis vor kurzem die Bauordnung Guggital als Richtlinfe be- 
trachtet und dabei stadtebaulich befriedigende Ltisungen erzielt, 
Mit dem Einsetzen des spelculativen Wohnungsbaues in diesem Ge- 
biet zeigte es sich, dass die rechtlichen Grundlagen zur Verhin- 
derung desselben mangelhaft sind, weshalb sich der hohe Regie- 
rungsrat des Kantons Zug bereits in Frtihjahr 1962 veranlasst 
sah, dem Stadtrat den Erlass eines Zonenplanes und einer Bau- 
ordnung für dieses Gebiet zu empfehlen, 

Das Gebiet Schönegg / Bellevueweg / Gimenen liegt in einer her- 
vorragenden Wohnlage mit Elr i -  und Zweifani'lienh2usern, die zu 
erhalten ein bedeutendes ct3dtebauliches Anliegen sein muss. 
Vordringlich ist, dass eine massive Ueberbauung und namentlich 
die Erstellung von HochhIPusern verhindert wird, da derartige 
Ueberbauungen in diesem Quartier in empfindlicher Weise st6rend 
wirken und das schöne Stadtbild vom See und der Stadt her in ei- 
ner Weise beeinträchtigen vdirden, die nicht wiedergutzumachen 
w"e. 

Mit den vorgeschlagenen Richtlinien wiirde dieses Ziel Ln befrie- 
digender Weise erreicht, Es ist daher dringend notwendig, Zonen- 
plan und Bauordnung unverz?.Iglich auszuarbeiten, iIm eine drohende 
Verschandelung des Gebietes Schdnegg / Bellevueweg / Gimmenen 
zu verhindern und damit ein ruhiges Wohngebiet in idealster La- 
ge fiir die Stadt zu erhalten." 

Vom Eingang der Motion wird Kenntnis genommen und diese auf die 
Traktandenliste der nachsten Sitzung gesetzt. 

Interpellationen 

a) Interpellation H. Rey betr, Kindergarten in der Letzi 

H. Key hat unter dem 3.' September 1963 folgende Interpellation 
eingereicht: 

"Im Hinblick auf die Ueberbauung der stidlichen Hertiallmend und 
bedingt durch die absolut ungeneigenden Raumverhältnisse des 
einzigen fiir dieses Gebiet zur Verftigung stehenden Kindergartens 
an der Chamerstrasse 68d, wurde von Seite des Stadtrates an der 
Sitzung des Grossen Gemeinderates vom 21, Mai 1963 die Zusiche- 
rung abgegeben, in der Letzi einen neuen Kindergarten (in las- 
sivbauweise, mit Schul- und Nebenrgumen) zu erstellen. Ftir den 
Bezug wurde das Frtihjahr 1964 in Aussicht genommen, 

Wie sich inzwischen aber zeigt, muss mi$ einer bedeutenden Ver- 
ztigerung des Vorhabens gerechnet werden, 
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Auf Grund dieser letzteren Feststellung erlaube ich mir, dem 
Stadtrat folgende Fragen vorzulegen: 

1. Ist der Stadtrat bereit, Auskunft zu erteilen tiber den gegen- 
wartigen Stand der Dinge beziiglich des geplanten Neubaues 
fUr den Kindergarten in der Letzi? 

2. Was gedenkt der Stadtrat zu tun - oder was hat er im Sinne 
einer Uebergangslösung bereits angeordnet - damit allen bn- 
rechtigten Kindern im erwCehnten Randgebiet der Stadt erm9g- 
licht wird - dennoch und ohne Verzug - einen Kindergarten 
ZU besuchen?" 

Stadtrat Dr, Ph. Schireider beantwortet die Interpellation wie 
folgt : 

Der Stadtrat ist sich iiber die Notwendigkeit und Dringlichkeit 
des Baues eines Kindergartens verbunden mit einem ICleinschulhaus 
fPfr die unteren IClassen in der Letzi im klaren. Er hat das be- 
reits anl~sslich der Sitzung vom 21. Mai 1963 im Zusammenhang 
mit der Beantwortung der Motion H, Rey und Mitunterzeichner mit 
aller Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht, 

Die vorliegende Interpellation verlangt in zwei Punkten Auskunft, 
einmal Uber den Stand der Vorarbeiten fiir den Bau des Kleinschul- 
hauses und zum anderen was km Sinne einer Uebergangslösung vorge- 
kehrt wurde, 

1. Auskunft tiber den Stand der Vorarbeiten: 

AnlCesslich der Sitzung vom 21 .  Mai 1963 wurde der Hoffnung AusQ- 
druck gegeben, es könnten der Kindergarten und das Kleinschulhaus 
Letzi auf das Frtihjahr 1964 bezogen werden. Dieses Zeitprogramm 
erwies sich als zu optimistisch. Da als Bauplatz nur der Platz 
des Kirchenbauvereins Lorzen an der Letzistrasse in Frage kam, 
mussten Verhandlungen mit dem ICirchenbauverefn, der ICirchgemeinde 
und der Korporation gefuhrt werden. Glticklicherweise war es mög- 
lach, eine Lösung zu finden, indem die Stadt dem Kirchenbauverein 
unter entsprechender Aufzahlung Realersatz auf der Hildebrand- 
sehen Liegenschaft bietet und die Korporation zudem die Abgabe 
eines Kirchenplatzes im Gebiet des kunftigen Zentrums der Uebex- 
bauung Herti grundsatzlich zugesichert hat. Alle diese Verhand- 
lungen haben Zeit beansprucht, Am 13. September hat der Kirchen- 

bauverein Lorzen in einer ausserordentlichen Generalversammlung 
dem Landabtausch zugestimmt. Sobald die Parzelle auf der Hilde- 
brandschen Liegenschaft an der Steinhauserstrasse vom Geometer 
ausgemessen und vermarcht ist, wird der Tausch- und Kaufvertrag 
zwischen den Parteien unterzeichnet und dem Grossen Gemeinderalt 
zur Genehmigung unterbreitet. 

Um Zeit zu gewinnen, wurde Herr Architekt Peter Kamm schon vor 
Abschluss der Verhandlungen beauftragt, ein Projekt auszuarbeiten, 
das bereits sehr weit gediehen ist. Natefrlich muss dieses Projekt 
noch efberprtift werden. Ebenso ist ein detaillierter Kostenvoran- 
schlag notwendig. Man darf sich. durch den Ausdruck "Kleinschul- 
haust1 nicht irre leiten lassen, weil immerhin mit einem Kosten- 
aufwand von Ca. 1 - 1,5 MHlPionen zu rechnen ist. Der Stadtrat 
hofft, dass es möglich sein wird, dem Grossen Gemeinderat noch 
dieses Jahr einen entsprechenden Bericht und Antrag zu unterbrei- 
ten. 



2. Auskunft iiber die getroffenen Vorkehren: 
Es ist dem Stadtrat bekannt, dass auf Grund der Ueberbauung 
s~dlich der General Guisan-Strasse durch die sozialen Wohnbau- 
genossenschaften ein weiterer Kindergarten notwendig Ist, Irnmer- 
hin muss darauf hingewiesen werden, dass das Schulpräsidiun 
Uber die Situation erstmals am 17. Januar dieses Jahres durch 
den Prasidenten des Kindergartenvereins, Herrn a. Rektor Johann 
Hager, orientiert wurde. Bei allem VerstCendnis fiir die Eltern 
von Kleinkindern muss auch darauf hingewiesen werden, dass es 
beim heutigen Tempo der baulichen Entwicklung einfach nicht 
möglich ist, Uberal2 wo gebaut wird schon von Anfang an Kinder- 
garten zur Verfiigung zu seellen, es sei denn, die Bauherren 
losen dieses Problem selbst, was bei grGsseren Ueberbauungen 
mit gutem Willen durchaus möglich ware. Es ist bezeichnend fiir 
die heutige Mentalltat, die vom Staate nur fordert aber selbst 
nichts geben will, wenn festgestellt werden muss, dass der 
Prasident des Kinilergartenvereins zwei soziale Wohnbaugenossen- 
schaften, die in diesem Gebiet bauen, angefragt hat, ob sie im 
Sinne einer Uebergangslösung bereit waren, eine Wohnung - 
selbstverständlich gegen Bezahlung - als Kindergartenlokal zur 
Verftigung zu stellen, bis das Kleinschulhaus erstellt sei. Beide 
Genossenschaften haben sich nicht einmal die Muhe genommen, die 
schriftliche Anfrage zu beantworten! 

Der Stadtrat hat nun in Aussicht genommen, den siidlichen Teil 
des Militarkantonnementes auf der Hertiallmend als provisorisches 
Kindergartenlokal einzurichten, was einen Kostenaufwand von rund 
Fr, 12'000.-- erfordern wird. Diese Kosten sind Jedoch nicht 
verloren, weil die zus"a9tzlichen Einrichtungen auch dem Militär 
zu gute kommen und die Wdbilierung £Ur den neuen Kindergarten 
an der Letzlstrasse wieder verwendet werden kann. Der pro- 
visorische Kindergarten w i r d  auf anfangs November 1963 bezugs- 
bereit sein, 

H. Rey erklärt sich von der Beantwortung befriedigt, 

b) Interpellation K, Karrer betr, fremdsprachige Schulkinder 

K, Karrer hat unter dem 23, September 1963 folgende Interpel- 
lation eingereicht: 

!'Die Statistik zeigt, dass in der Stadt Zug viele fremdsprachige 
Auslander ansässig sind, Unter diesen AusZandern sind Ehepaare 
mit schulpflichtigen Kindern oder mit Kindern, die in den nach- 
sten Jahren schulpflichtig werden, Die Erfahrung zeigt, dass 
diese Kinder nicht aber notwendige Deutschkenntnisse verftigen 
und sich daher mit Schwierigkeiten in eine Normalklasse ein- 
gliedern lassen, 

Der Stadtrat wird daher eingeladen, folgende Fragen zu beant- 
worten: 

1. Sind in der Stadt Zug schon Erhebungen gemacht worden iiber 
die Anzahl schulpflichtiger Kinder von fremdsprachigen Gast- 
argeitern? 
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2, Hat der Stadtrat schon einen gangbaren Weg zur Eingliederung 
solcher Kinder in das stadtische Schulwesen Uberlegt?" 

Stadtrat Dr, Ph. Schneider beantwortet die Interpellation wie 
folgt : 

Sowohl der Stadtrat als auch die Schulkommlssion haben sich 
schon mit diesem Problem befasst, Eine Umfrage des Rektorates 
hat ergeben, dass zur Zeit 38 fremdsprachige Schulkinder unsere 
Stadtschulen besuchen. Dabei handele es sich um Kinder deren 
Muttersprache Französisch, Italienisch, Nomegisch und Schwe- 
disch ist. Die Kinder englischer Muttersprache haben eine 
eigene Privatschule, Yn welcher der Unterricht in englischer 
Sprache und mit dem Schulprogramm der USA erfolgt, Von den ge- 
meldeten 38 Kindern haben rund 20 eine spezielle Förderung in 
der deutschen Sprache notwendig. Im Hinblick auf diese kleine 
Zahl, die nicht einmal 1 % der Gesamtschtilerzahl ausmacht, ist 
die FPEhrung von eigenen Klassen ausgeschlossen, ganz abgesehen 
davon, dass diese Kinder lernen mlissen, sich in der deutschen 
Sprache auszudrt3cken und sich bei uns assimilieren sollen, 
Unter der Leitung von Herrn Sekundarlehrer Dr. A,A. Steiner 
wird £Ur diese Kinder ein Kurs in deutscher Sprache durchge- 
ftihrt, Ueberdies ist vorgesehen, zwei Begabungsklassen zu 
schaffen, sobald hieftir der erforderliche Schulraum bereit ge- 
stellt ist. Soweit es notwendig ist, sollen die fremdsprachigen 
Kinder diesen Begabungsklassen zugeteilt werden, bis sie die 
notwendigen sprachlichen Kenntnisse besitzen, um dem Unterricht 
in den normalen Klassen zu folgen. 

K. Karrer erklxrt sich von der Beantwortung befriedigt, 

Postulate 

a) Postulat H, Schmid betr, Musikpavillon in den stgdtischen An- 
lagen 

H. Schmid hat unter dem 24, September 1963 folgendes Postulat 
eingereicht : 

"Der Stadtrat von Zug wird eingeladen zu prcifen, ob es nicht 
angebracht ware, in Zug einen sogenannten Musikpavillon oder 
eine Zihnliche Anlage zu errichten, mit dem Zweck, während der 
warmen Jahreszeit etwas zur Unterhaltung der einheimischen Be- 
v6lkerung wie auch der Gaste Zugs beizutragen, 

Begrtindung: 

Immer wieder kann man von zugezogenen Personen wie auch von 
Fremden den Vorwurf h6ren, dass die Stadt Zug mit ihren präch- 
tigen landschaftlichen Schdnheiten es nicht einmal so weit 
bringe, während des Frtihlings bis zum Herbst Promenadenkonzerte 
usw, zu veranstalten, da kein geeigneter Platz vorhanden ceri, 
während viele andere Städte solche Anlasse hätten, und diese 
Anlasse bei der Bevakerung sehr beliebt seien, Ich bin fiber- 
zeugt, dass das Fehlen einer geeigneten Anlage fiir Zug ein Man- 
gel darstellt und z.B. ein Musikpavillon in der NYhe des Sees 
zu einem beliebten Treffpunkt der Zuger Bevglkerung wie der 



- 24. September 1963 - - 87 - 

Fremden wllrde, Sicher stunde dies unserer Stadt gut an, Ich 
bitte den Stadtrat, diese Anregung zu prtifen und erwarte gerne 
dessen Antwort im Zusammenhang mit der Budgetberatung fiir das 
Jahr 1964 ,I1 

Vom Eingang des Postulates wird Kenntnis genommen und dieses 
auf die Traktandenliste der nachsten Sitzung gesetzt. 

b) Postulat Dr, R. Imbach betr. Revision des städtischen Bauge- .- 
setzes vom 27.11.1923 

Dr. Re Imbach hat unter dem 24. September 1963 folgendes Postulat 
eingereicht: 

"Der Stadtrat wird eingeladen, eine Revision des städtischen 
Baugesetzes vom 27.11.1923 in die Wege zu leiten. Es wird die 
Ausarbeitung einer vollstC[ndigen Vorlage und die Weiterleitung 
an die zuständige kantonale Behörde empfohlen. 

Begrundung: 

Das 40 Jahre alte stadtische Baugesetz kann den heutigen Erfor- 
dernissen nicht mehr gerecht werden. Das erste Baugesetz ftir die 
Stadt Zug wurde am 19.8.1897 erlassen und schon nach 3 Jahren 
am 27.12.1900 einer ersten Revision unterzogen. Durch einen G e -  
meindeversammlungsbeschluss vom 5.11.1916 wurde der Einwohnerrat 
beauftragt, eine Vorlage zu einer Partialrevision des Baugesetzes 
auszuarbeiten und an die kompetenten Beho4rden weiterzuleiten, 
Das Ergebnis dieses Vorstosses war das heute gultige Baugesetz 
vom 23.11.1923. Innert wenig mehr wie 20 Jahren wurde also das 
Baugesetz zweimal den Verhältnissen angepasst, Trotz einer 
enormen baulichen Entwicklung, die in keinem Verhdltnis zu der- 
jenigen in den Jahren von der Jahrhundertwende bis nach 1920 
steht, erfuhr das Baugesetz keine Erganzung mehr. Die Verordnung 
betreffend Handhabung des Baugesetzes wurde am 13.7.1924 erlas- 
sen. 

Ueber die WUnschbarkeit und Dringlichkeit einer Revision des 
Baugesetzes bestehen keine Zweifel; Uber das Vorgehen sind 
Jedoch die Meinungen geteilt. Eine abwartende Haltung bis zum 
Erlass eines kantonalen Bai~gesetzes, das voraussichtlich den 
Charakter eines Rahmengesetzes haben durfte, wird eine nicht 
mehr gut zu machende Verzögerung fUr ein geordnetes Bauwesen 
der Stadt Zug zur Folge haben, Das Vorgehen der Gemeindeversamm- 
lung vom 5.11.1916 scheint auch heute der richtige und am 
raschesten Erfolg versprechende Weg zu sein. Das Vorgehen wird 
auch durch die bereits weitgehend gediehenen Vorarbeiten ge- 
rechtfertigt . I 1  

Vom Eingang dieses Postulates wird Kenntnis genommen und dieses 
auf die Traktandenliste der nzchsten Sitzung gesetzt, 
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Verhandlungsgegenstmde 

1. Protokoll der Sitzung vom 2. Juli 1963. 

2. Gemeinderatsbeschluss betr. den Verwaltungsbericht und die 
Rechnung 1962. 

Bericht und Antrag der Rechnungsprtlfungskommission (13.1) 
und der GeschC[ftsprtlfungskommission. 

3, Gemeinderatsbeschluss betr. die Besoldungsrevision. 

Bericht und Antrag des Stadtrates Nr. 15 und der Geschafts- 
pr~fungskommission, 

4, Gemeinderatsbeschluss betr. die Erneuerung der Kanalisations- 
leitung in der Gubelstrasse - Kreditbegehren, 
Bericht und Antrag des Stadtrates Nr. 14 und der Geschdfts- 
prCffungskommission. 

5, Gemelnderatsbeschluss betr. die Erstellung eines Sekundar- 
schulpavillons auf der Frauenstelnmatte - Kreditbegehren, 
Bericht und Antrag des Stadtrates Nr. 16 und der Geschäfts- 
prUfungskommission. 

6, Gemeinderatsbeschluss betr. die Projektierung eines neuen 
Werkhofes an der Gsblistrasse und eines neuen Feuerwehr- 
Hauptgebäudes an der Metallstrasse - Icreditbegehren. 
Bericht und Antrag des Stadtrates Nr. 17 und der Geschzfts- 
gr~fungskommission. 

V e r h a n d l u n g e n  

1. Protokoll 

Das Protokoll der Sitzung vom 2. Juli 1963 wird ohne Gegen- 
stimme genehmigt. 

2, Gemeinderatsbeschluss betr. den Verwaltungsbericht und die 
Rechnung 1962 

Es liegen vor: 

Ve-waltungsbericht und Rechnung 1963 Mr. 13 
Bericht und Antrag der Rechnungsprtifungskommission Nr, 13.1 
Bericht und Antrag der GeschCeftsprtl£ungskommission Nr. 13.2 

Die RechnungsprtifungskommPssion beantragt, der vom Stadtrat 
vorgeschlagenen Verwendung des RechnungsCfberschusses zuzustim- 
men und die Jahresrechnung 1962 unter Verdankung an den Stadt- 
rat ~ n d  das Verwaltungspersonal zu genehmigen, 
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Die Geschäftsprt lfungsko~issfon beantragt, dem Antrag der 
K e c h n u n g s p r ~ f u n g s k ~ E s s i o n  zuzustimmen, 

Stadtpräsident R. Wiesendanger macht Ctber den Aufbau der Ge- 
mefnderiechnung folgende griandsatzliche Ausftihrungen: 

"Aufbau der Rechnung 

Ordentliche Verwaltungsrechnung, ausserordentliche Verwaltungs- 
rechnung und Abschxeibungea, 

Unsere Verwaltungsrechnung als Gesamtrechnung umfasst folgende 
Gruppen: 

Ordentliche Verwaltungsrechnung 
Schiachthausrechnung 
Kanalisationsrechnung 
ousserordentliche Verwaltungsrechnung 

Ftir die ordentliche Verwaltungsrechnung und die Schlachthaus- 
rechnung ist der Voranschlag massgebend, Die vorgesehenen Aus- 
gaben meissen also durch die Einnahmen des betreffenden Rech- 
nungsjahres gedeckt werden. 

Anders ist es bei der Kanalisationsrechnung und bei der ausser- 
ordentlichen Verwaltungsrechnung. Hier handelt es sich um 
PCredbde, die der Grosse Gemeinderat (oder frtfher die Gemeinde- 
versammlung) erteilt. Diese Aufwendungen erstrecken sich 
meistens auf mehrere Jahre. Dabei handelt es sich zudem meistens 
auch um Beträge, die ihrer GrtJsse wegen in einem einzelnen 
Rechmngsjahr nicht gedeckt werden könnten, 

Diese Aufwendungen werden aktiviert und nach der Abschreibungs- 
tabelle von 1953 abgeschrieben. (Sie finden auf den Seiten 69 - 
72 eine detaillierte Uebersicht Uber den Stand dieser Abschrei- 
bungen). Die Abschreibungssatze bewegen sich je nach Lebensdauer 
der Objekte oder nach dem Gegenwert der Ausgabe zwischen 2% und 
20%. So werden z.B. Schulhäuser mit 2%: Strassen mit 5%, grössere 
Subventionen mit 20% pro Jahr abgeschr~eben. Im Durchschnitt 
mtissen diese Abschreibungen laut kantonalem Gesetz mindestens 
3% betragen. Wir erreichen dieses Jahr ca. 4%, unter BerUck- 
sichtigung einer Reserveeinlage, auf dem Total der abgerechneten 
und nicht abgerechneten Ailfwendungen. 

Die Entwicklung der letzten Jahre fordert aber bestimmt weiter- 
gehende Abschreibungen, weil die ttmutmassllche Lebenserwartung1' 
unserer Vorhaben im Hochbau und im Tiefbau gesunken ist und 
weiterhin sinken wird, So durfte unser Ziel, In den nachsten 
Jahren einen Durchschnitt von mindestens 5% zu erreichen und 
damit eine durchschnittliche Abschreibungsdauer von 20% pro 
Jahr statt 331/3 richtig und mit Hilfe der Grundsttickgewinnsteuer 
auch realisierbar sein. 

Bilanz und Verm3nenslaae 

Die Aktiven unserer Bilanz (S. 61) setzen sich zusammen aus 

dem FinanzvermCSgen 
dem VerwaltungsvermiSgen 
dem Fondsvermögen und 
dem ausserordentlichen Aufwand. 
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Das Finanzvermögen stellt Werte dar, die entbehrlich und 
realisierbar wären, d,h, Landreserven, Liegenschaften, die wir 
zur Erftillung unserer Aufgaben nicht unbedingt benGtigen, Gut- 
haben, Wertschriften usw, Sie werfen in der Regel Ertrag ab,# 

Sowohl das Verwaltungsverm6gen wie der ausserordentliche Auf- 
wand stellen hingegen Werte dar, die wir zur Erfullung unserer 
Aufgaben notwendig brauchen, die aber nicht als Aktiven im 
privatwirtschaftlichen Sinne betrachtet werden können, 

Sie werden sich beim Studieren des grossen Buches gewiss die 
Frage gestellt haben, wie denn unsere Finanzlage zu beurteilen 
sei., 
Die Fbnanziage einer Gemeinde kann nicht nur auf Grund der 
Bilanz beurteilt werden, 
Es ist vor allem zu berticksichtigen, was in den letzten Jahren 
getan wurde und welche Aufgaben in den kommenden gel0'st werden 
mussen, 

In Anbetracht unserer aktiven Landpolitik und unserer Leistungen 
auf dem Gebiete des GewCesserschutzes darf unsere Finanzlage 
trotz einer theoretischen Ueberschuldung als absolut gesund be- 
trachtet werden," 

Zur Eintretensdebatte wird das Wort nicht weiter verlangt. Ein 
Gegenantrag liegt nicht vor, weshalb der Ratsprasident Eintreten 
als beschlossen erklart, 

Die Detailberatung ergibt folgendes: 

Zu den Abschnitten Allgemeine Verwaltung, Finanzwesen und 
Schulwesen liegen keine Wortbegehren vor. 

Abschnitt Bauwesen 

Y. Hauri stellt bei 435/24.05 fest, dass das neue Strassenver- 
kehrsgesetz vorschreibe, in der Stadt nur mit Parklicht zu 
fahren, Bei der schlechten Beleuchtung unserer Strassenztige sei 
jedoch das Fahren mit Parklicht verkehrsgefCekrdend, 

Stadcrat W.A. Hegglin weist darauf hin, dass unsere Hauptver- 
kehrsstxassen in den letzten Jahren mit einer modernen Beleuch- 
tung versehen worden sind, Die Beleuchtung der tibrigen Strassen 
lasse hingegen da und dort noch zu Mnschen ifbrig, Die Moder- 
nisierung dieser Strasse~beleuchtungen werde im Laufe der kom- 
menden Jahre an die Hand genommen. Die Arbeiten mussten durch 
das Wasserwerk ausgeführt werden, das zudem gemäss Konzessioris- 
vertrag 2/3 der Kosten zu tragen habe, Dabei sei zu bertlcksich- 
tigen, dass die Lieferfristen ftir die Beleuchtungsarmaturen sehr 
lang sind und das Wasserwerk als Folge der regen Bautätigkeit 
mit Arbeiten stark ilberlactet ist. 

P. Wauri ergänzt seine Ausfifhrungen mit dem Hinweis, dass auch 
modern ausgebaute StrassenzPige wie zum Beispiel die- Baarerstracse 
ungernugend beleuchtet seien, Solche Strassen mussten von beiden 
Seiten beleuchtet werden, 
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Dr. A. Planzer sieht sich veranlasst, hier eine Richtigstellung 
vorzunehn.en, Das SVG schreibe nicht vor, dass innerorts mit 
Parklicht gefahren werden müsse, so dass als Folge davon sCimt- 
liche S~rassenztige entsprechend beleuchtet werden mcissten. Das 
SVG sage vielmehr, dass dort, wo die Verhdltnisse es zulassen, 
d,h, a l so  dort wo eine moderne zweckmässige Beleuchtung vor- 
handen sei, mit Parklicht gefahren werden miisse. 

A. Kyburz ist als Techniker der Wasserwerke Fachmann und er- . . - - . . . . . .  
klZirt, azss fiir die Gute einer Beleuchtung nach neuesten Ge- 
sichespunkten nhch~ die Intensität des Lichtes massgebend sei, 
sondern d5e Gleichmässigkeit der Ausleuchtung, so dass keine 
helleren und dunkleren Stellen entstehen, Von diesem Standpunkt 
aus sei mit Ausnahme der General Guisan-Strasse eine einseitige 
Beleuchtung unserer Strassen durchaus genugend. 

Dr, A. Planzer frägt bei 441, wie der Stand der Sportplatz- 
plaw~ng sei, 

Stadtrat 8. Cidler beantwortet die Anfrage dahin, dass im Jahre 
1953 die Plane, ein Modell und ein KostenvoranschPag vom 
Architek~en abgeliefert worden seien, Eine Ueberprtifung des 
Kostenvoranschlages habe gezeigt, dass die Aufwendungen £Ur die 
Tribiinenbauten mit allen notwendigen Nebenraurnen ausserordent- 
lach hoch seien, so dass aus den Sportkreisen selbst der Wunsch 
geaussert worden sei, es muchte geprtift werden, ob auf diesem 
Sektor nicht wesentliche Einsparungen muglich wären. Diese 
Ueberprafung ftihre zwangsweise zu einer Verzogerung, doch liege 
es Sm Interesse der Sache und der Sportkreise, wenn die Vorab- 
klärungen seriOs erfolgten. Eine weitere Verzögerung sei hin- 
sichtlich der Kunsteicbahn erfolgt, wo ein Initiativkomitee 
einen Teil der erforderlichen Kosten auf privatem 'GJeg aufbringen 
wolle,, Hier habe sich gezeigt, dass die Mdglichkeiten der 
privateer, Mittelbeschaffung vom Komitee zu optimistisch einge- 
schstzt worden seien, SchlussendLEch sei noch darauf hinzuweisen, 
dass das Projekt auch noch den I<onjunkturd3mp£ungskommission- 
vorgelegt werden mxsse, wobei moderne Sportanlagen vom Stand- 
punke der KonjunkturdZmpfuagskomIssIon ous gesehen, zwar not- 
wendig und wiinschenrwext seien, aber nicht erste Dringlichkeit 
beanspruchen könnteri, Um nicht eine Sportart gegentiber der 
andern zu benachteiligen, habe der Stadtrat auch die Meinung, 
dass beide Projekte, also die Sportanlagen £Ur Fussball und 
LeEah~ar¿hlc~i!c und die I<uristeisba'nn zusammen vorgelegt werden 
sollen. 

8, Kyburz - --W..- erkundigt sich bei 445159.51 tiber den Grund fiir die 
Differenz zwf schen den verrechneten Arbeitslijhnen von - 

Fr, 35'000,-- im Voranschlag und Fr. 13'523.-- in der Rechnutlg, 

Staderat A ,  .- Sidier ---..- verweist auf den Verwaltungsbericht auf Seltz 
10, wo festgestellt werde, dass die Kanalreinigung wegen Per- 
sonal.mange2 nicht im vorgesehenen Ausmass habe durchgefiihrt 
werden können, Hingegen seien die wichtigsten Kankfle mit dem 
Fernsehavge kontrolliert worden, Als Ergebnis dieser Kontrolle 
liege dem Grossen Gemeinderat heute ein Bericht und Antrag auf 
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Erneuerung des Kanals in der Gubelstrasse zur Beschlussfassung 
vor. Inskeinftig werde alles daran gesetzt, um die Kanale nach 
Wdglichkeit dreimal pro Jahr zu reinigen, 

R. Wassmer weist auf 446/24,01, 24.05, 37.,25 und 83b83hin und 
stellt fest. dass diese Zahlen den Beweis dafiir bi'lden, dass - - 

seine ~usftkrun~en in der Interpellation vom 26. Juni 1963 ( 
Protokoll Nr, 4, S, 53 ff.) richtig gewesen seien. 

P. Hauri muchte bei 450 wisäed, wie es mit dem Ausbau des Yacht- 
hafens steht, 

Stadtrat As Sidler gibt bekamt, dass in diesenTagen ein Vor- 
schlag des Yacht-Clubs eingegangen ~eii., der den Bau einer Mole 
vom Badeplatz Siehbach in 8stliche.l: Richtung'trajtsehe. Die Idee 
der Errichtung einer Mole sei grundd3tdllch rgchtig und werde 
vom Scgdtrat unterstutzt, ddch sei. der Standort noch umstritteh 
Eine Mole an der vom Yacht-Club vorgesehenen Stelle bedinge 
einen anderen Standplatz fllr das Schiff ~igi! Dieses Problem 
sei schwer zu lösend Zudem beeintrachtige eine solche Mole den 
Ausblick vom Ufer an einer der schdnsten Stelleri, Der Stadtrat 
prtife deshalb zur Zeit, ob eine solche Mole nicht zwec~ässlger- 
weise westlich des See-Club-Hauses erstellt werde,wo sich heute 
die unschdnen Bootsunterstände befinden. Dort kdnnte das Problem 
einer Mole im Zusammenhang mit dem Bau eines zentralen Boots- 
hauses gelöst werden. Bei dieser Gelegenheit sei daran zu erin- 
nern, dass zwischen dem Kanton und der Stadt ein Vertrag aus dem 
Jahre 1912 bestehe. Damals habe die Stadt dem Kanton das Land 
fur das Verwaltungsgeb3ude am Postplatz abgetreten und daftir das 
Recht erhalten, das Seeufer von der Turnhalle Scheitzenmatt bis 
zum Badeplatz Siehbach und vom Badeplatz Siehbach bis zum Strand- 
bad am Chamerfussweg aufzufUllen. Die Weitsicht der damaligen 
Behdrden verdiene al le Anerkennung. 

Dr, A. Bussmann regt unter 468 an, zu prtifen, ob im Zusammenhang 
mit dem Bau einer Kehrichtverbrennungsanlage nicht gleichzeitig 
weitere Einstellr2ume fUr Kehrichtwagen und andere Fahrzeuge 
des Bauamtes geschaffen werden könnten, so dass der kommende 
neue Werkhof im Göbli teilweise entlastet drde, 

Stadtrat A, Sidler mc-ichte im Hinblick auf einen rationellen Be- 
trieb beim Motorwagenservice, die Fahrzeuge auf dem Areal der 
stadteigenen Reparatur- und Servicestelle untergebracht wissen. 
Die Vorarbeiten filr den Bau und Betrieb einer Verbrennungsan- 
lage seien schon sehr weit fortgeschritten, Vermutlich werde 
der Grosse Gemeinderat noch dieses Jahr einen grundsätzlichen 
Beschluss hiertiber zu fassen und sich £Ur eines der mGglichen 
Systeme zu entscheiden haben. 

P, Maurl gibt zu bedenken, dass trotz allen Zusicherungen die 
Erfahrungen zeigen, dass sowohl Klaranlagen wie Verbrennungs- 
anlagen unter gewissen atmosphärischen Bedingungen feir die Um- 
gebung erhebliche Geruchslmmissionen mit sich bringen. Aus 
diesem Grunde gehdren seiner Ansicht nach Verbrennungsanlagen 
nicht in heutige oder k"9nftige Wohngebiete, Die Frage einer 
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ktirzeren oder längeren Zufahrt £Ur die Icehricktwagen durfte 
hier nichtentscheidend sein, 

Dr, A. Etter ist in Bern aufgewachsen und kann aus eigener Er- 
fahrung bestätigen, dass die Kehrichtverbrennungsanlage in 
Bern trotz allen gegenteiligen Beteuerungen stinke, 

8, Merz erinnert daran, dass der Kanton dle Planung ftir eine 
Besiedlung des ganzen Raumes zwischen Zug - Baar - Steinhausen - 
Cham an die Hand genommen habe, Eine Verbrennungsanlage sollte 
deshalb unter Einbezug dieser Nachbargemeinden geplant werden 
und standortmäseig ausserhalb dieses kommenden Siedlungsraumes 
liegen, 

Dr. R, Imbach fuhrt allgemein unter dem Titel Bauwesen und in 
Zusammenhang mit seinem Postulat aus, dass das Baugesetz der 
Stadt Zug eindeutig veraltet sei und so.rasch wie möglich durch 
ein neues Baugesetz ersetzt werden sollte, das den neuen Er- 
kenntnissen auf dem Gebiet des Stadtebaues Rechnung trage, 
Dieses Baugesetz müsse den Bedttrfnissen der Stadt Zug Rechnung 
tragen, weshalb es keinen Sinn habe, zu warten, bis der Kanton 
endlich ein neues Baugesetz erlasse. 

F. Stucky votiert im Sinne seines Vorredners und spricht eben- 
falls einem städtischen Baugesetz das Wort, wobei eventuell 
noch Baar, das ebenfalls vor einer grossen Entwicklung steht, 
miteinbezogen werden kdnnte, 

Dr, A. Planzer unterstutze die Idee eines st3dtischen Bauge- 
setzes und regt an, in diesem kommenden stadtischen Baugesetz 
auch ein Sonderstatut £Ur die Altstadt vorzusehen, Die Altstadt 
musse in baulicher Hinsicht unverf3lscht der Nachwelt erhalten 
bleiben. Das kunne nur erreicht werden, indem den Leuten die 
MOglichkeit geboten werde, ihre HCZuser in hygienischer Hinsichit: 
zu modernisieren, was wiederum eine geschdftliche Belebung der 
Altstadt zur Voraussetzung habe. 

F. Stucky nimmt die steigende Motorisierung z m  Atrsgangspunkt, 
um die prekaren Verkehrsverhältnisse in der Stadt darzustel.ben. 
Er sagt bereits £Ur 1964 eine Verkehrskatastrophe voraus, indem 
unsere Strassen den zu erwartenden Verkehr in Richtung Gotthard 
und Zurich einerseits und in Richtung Luzern und Ztirich ander- 
seits nicht mehr zu fassen vermschten, Aus dieser Ueberlegung 
sei eine Motion in Vorbereitung, welche die Erstellung einer 
Verbindungsstrasse Steinhauserbrticke - Baar zum Gegenstand habe. 
Stadtrat A. Sidler orientiert, dass das erste Baugesetz aus dem 
Jahre 1898 stamme, das 1916 ersetzt worden sei. Das heutige Bau- 
gesetz stamme aus -dem Jahre 1923, seivom Kanton erlassen worden 
und gelte aber nur ftir das Gebiet der Stadtgeme5nde Zug. Die 
efbrigen Gemeinden seien ermachtigt worden, das Baugesetz für die 
Stadt Zug £Ur sich ebenfalls anwendbar zu erklxren, doch habe 
keine Gemeinde von diesem Recht Gebrauch gemacht, In einzelnen 
Gemeinden habe man sich inzwischen damit geholfen, dass Bau- 
ordnungen erlassen worden seien. Solche Bauordnungen seien aber 



- 24, September 1963 - - 94 - 
kein volPdertiger Ersatz fiir ein Baugesetz, weshalb der Erlass 
eineskantonalen Baugesetzes einem dringenden Bedürfnis ent- 
spreche, Der Entwurf flir ein stgdtisches Baugesetz sei vorbe- 
reitet, Inzwischen sei Jedoch die Kommission ftir Rechtsfragen 
der Lorzenplanung mit der Vorbereitung eines kantonalen Bauge- 
setzes beauftragt worden, Die Stadt sei in dieser Kommission 
durch Stadtrat Dr, Schneider, das Bauprasidim und den Juristen 
des Stadtbauamtes, Herrn Bieri, vertreten, Nach Ansicht des 
BauprHsidenten durfte es am zweckm3ssigsten sein, wenn der 
Stadtrat mit dem Regierungsrat Fühlung nehmen würde, um abzu- 
klaren, inriert welcher Frist mit der Vorlage eines kantonalen 
Baugesetzes gerechnet werden könnte, 

Stadtrat Dr, Ph, Schneider ist ebenfalls Mitglied der Kommission 
£Ur Rechtsfragen der Lorzenplanung und Kilt fest, dass sich so- 
wohl der Grosse Gemeinderat und der Stadtrat als auch der Re- 
gierungsrat und Kantonsrat uber das Ziel einig seien, Das Ziel 
bestehe in der Schaffung eines Gesetzes mit modernen Bauvor- 
schriften. Der Weg zur Erreichung dieses Zieles sei hingegen 
auf stadtischem und kantonalem Boden nicht der gleiche, Vermut- 
lich werde der ICantonsrat auf dem Erlass eines kantonalen Bau- 
gesetzes beharren, Dieses kantonale Gesetz werde ein Rahmenge- 
setz sein und die Grundlage bieten, auf Grund welcher die Stadt 
eine Bauordnung erlassen Kinne, welche den speziellen Bedurf- 
nlssen unserer Stadt entspreche, 

P, Hauri furchtet, dass bis zum Erlass eines kantonalen Bauge- 
setzes viel zu viel Zeit verloren gehe. Zur Illustration ftir 
seine Beftirchtungen weist er auf den Leidensweg des kantonalen. 
Gew~sserschutzgesetzes hin. 

Dr. H.K. Barth unterstutzt die AusfUhrungen von P, Hauri. 

Ko Karrer halt fest, dass auf Seite 18 des Verwaltungsberichtes 
zu lesen sei, zusammen mit dem StCtdteplaner Hans fdarti, 
Architekt, seien die generellen Vorarbeiten £Ur die Schaffung 
neuer Stadtquartiere im westlichen Stadtgebiet geleistet worden. 
Die Arbeiten fUr eine Verkehrsplanung und eine eigentliche 
Stadtplanung seien so weit gediehen, dass es das Stadtbauamt 
begrussen wurde, wenn der Grosse Gemeinderat im Verlaufe des 
Sommers in einer speziellen Sitzung uber den Stand der Planulig 
orientiert werden kdnnte, Er fr3gt an, wann nun diese Orientie- 
rung stattfinde. 

Stadtrat A. Sidler kniipft an die Ausführungen von K. Karrer an 
und erklärt, dass die Baukomrnission die vom.Stsdtbauamt ge- 
leisteten Vorarbeiten £ur eine Verkehrsplanung als ungentigend 
bezeichnet habe. Demgegentiber sei von den auswartigen Fachex- 
perten festgestellt worden, dass die vorhandenen Unterlagen ftir 
eine Verkehrsplanung durchaus ausreichend seien, Das Verkehrs- 
ingenieurbiiro Seiler + Barbet in Zlirich arbeite zur Zeit an 
dieser Verkehrsplanung, Die Arbeiten seien mit Ausnahme der 
Frage des Zubringerdienstes zur Autobahn bet Cham prakticcl, aS- 
geschlossen, so dass der Grosse Gemeinderat im November oder 
Dezember in einer speziellen Sitzung Uber diese Probleme orien- 
tiert werden könne. 
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Damit ist die Diskussion tiber das Bauwesen ersch6pft. 

H.W, Trültsch stellt allgemein unter dem Abschnitt Polbzeiwesen 
fest, dass die Buchaltestelle beim Katharinenhof nicht richtig 
signalisiert sei, so dass dort ortsunkundige Fahrer die Walte- 
stelle zum Fahren benutzen, was unter Umsttinden unter der Bahn- 
iiberfülhrung zu Zusammenstössen mit korrekt fahrenden Autos 
fuhren könnter Die Haltestellen beim Regierungsgebäude, beim 
Kolinplatz und vor dem Dorfplatz seien verkehrspolizeilich zu 
beanstanden. 

E. Hagenbuch machte unter >20/12/51 eine einheitliche Unifor- 
mierung der Hilfskräfte fiir die Verkehrspolizei; Auf dem Weg 
vom ~oiin~latz zum Bundesplatz Kanne man ein ganzes Trachtenfest 
bewundern, Landsturmsoldaten in Feldgrau und Feuerwehrmanner mit 
schwarzem Kittel und zivilen Hosen, 

R. Wesemann erkundigt sich unter 520/34.14 und 34.24 iiber den 
Zustand des Materials fiir den Seerettungsdienst und die Ausbil- 
dung der im Seerettungsdienst eingesetzten Polizeimänner. 

R. Wassmer mSSchte unter 520/$3.40 wissen, wie die Einnahmen aus 
den Parkingmetern verwendet werden, 

Stadtrat W,A. Hegglin beantwortet die gestellten Fragen wie 
folgt: 

Die Bushaltestellen befCtnden sich auf Kantonsstrassen, weshalb 
dort in erster Linie der Kanton zuständig sei, Es sei hingegen 
richtig, dass die Haltestelle beim Katharinenhof unrichtig sig- 
nalisiert sei, Zur Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse an der 
Bahnhofstrasse werde der Grosse Gemeinderat demnachst zu einem 
Bebauungsplan Bahnhofstrasse Stellung nehmen kdnnen, welcher 
eine vierspurige Bahnhofstrasse erlauben Wrde. Die Verbesserung 
der Haltestelle beim Regierungsgebäude sei ohne Umgestaltung des 
Postplatzes nicht m6glich. Die Haltestelle beim Kolinplatz werde 
demnächst besser plaziert werden, indem der Gcmusemarkt in die 
Altstadt verlegt und stldlich des I<anzleigeb3udes eine Einbuch- 
tung erstellt werde, Die unhaltbaren Verhältnisse beim Dorfplatz 
seien dem Rat durchaus bekannt, Es kignne gehofft werden, dass 
auf das Frlihjahr 1964 eine Verbesserung mGglich sei, Zu diesem 
Zweck habe der Kanton ja seinerzeit die Hälfte des Hauses KUng 
erworbenm 

Die Uniformierung der Hilfskräfte fiir den Verkehrsdienct sei 
tatsgchlich uneinheitlick. Da auf die Dienste von MilitCfrs und 
Feuerwehr trotz der Anstellung von 6 Polizeirekruten, wovon zwei  
Ersatz seien, nicht verzlch~et werden Kdme, sollen diese H l l - f s - .  
krafte analog der flFabrikpolizei L & GI1 mit einem weissen H e l m  
und weisser Bluse ausgerilistet werden, 

Das Material der Seepolizei sei anlässlich des Sturmes vom 3 ,  
Juli durchaus in Ordnung gewesen, Die Man8vrierun.fyri:igkclt . 
des Polizeibootes sei auf ein Stuck Treibholz zurtickzufiihren, 
das sich in der Steuerung verklemmt habe. Der Seerettungsdienst 
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werde aber trotzdem noch weiter ausgebaut werden, Notwendig sei 
der Bau einer eigenen Bootshtitte westlich des Badeplatzes Sieh- 
bach, Dort miisse auch ein Beobachtungsposten geschaffen werden, 
der mit dem Posten und dem Boot Funkverbindung habe; Auch ein 
neues Polizeiboot m5.t zwei Motoren sei elforderlich, da das 
derzeitige Boot nur einen Motor habe und bei einer Panne nicht 
mehr einsatzfähig sei, Wesentlich £Ur ein gdtes Funktionieren 
der Seepolizei und insbesondere des Seerettungsdienstes sei 
allerdings auch ein diszipliniertes Verhalten der Bootsfahrer 
inklusive Segler, Es sei einfach eine Unverantwortlichkelt, 
wenn die Segler troti Sturmwarnung auf dem See blieben, mit der 
Begrundung, nur so kdnnten sie richtig Segeln lernen und nach- 
her mussten sie vom Seerettungsdienst unter eigener Lebensgefahr 
geholt werden, Die Ausbildung der im Seerettungsdienst einge- 
setzten Polizeimanner sei durchaus gentigend, Die Polizeimänner 
Struby und Mtiller 11 seien in Ziirich ausgebildet worden, Die 
neu eingetretenen Rekruten weirden, soweit sie sich eignen, eben- 
falls entsprechend ausgebildet, Ebenso weirden inskünftig ge- 
eignete Kantonspolizisten speziell £ur den Seerettungsdienst 
ausgebildet. 

Die Einnahmen aus den Parkingrnetern seien bis jetzt zur Anschaf- 
fung weiterer Parkingmeter verwendet worden. Die neuen Parking- 
meter seien im Interesse eines rascheren Platmechsels unbedingt 
notwendig gewesen, Vor Aufstellung der Parkingmeter sei der 
Dreispitzplatz beispielsweise schon um acht Uhr morgens von 
Fahrzeugen besetzt gewesen, deren Eigentümer mit dem Zug nach 
Zeirich zur Arbeit gefahren seien und die erst am Abend um sieben 
Uhr zuruckgekmen seien. Die Einnahmen aus den Parkingmeteri~ 
seien zweckgebunden, Soweit sie nicht zur Anschaffung von ne.r:.cn 
Parkingmetern Verwendung fanden, seien sie zur Schaffung eine:: 
Reserve £Ur den Bau von weiteren Parkplätzen bestirnt. 

W. Frafel ersucht unter 530/32,15 den kleinen Sprungturm vorn 
Strandbad in den Badeplatz Siehbach zu versetzen, 

Stadtrat W,A, Hegglin halt fest, dass der kleine Sprungturm im 
Strandbad w3hrenQ der Seegfxgrni 1963 abgedrPldc~worden sei. 
Zufolge des hohen Wasserstandes habe er bis heute nicht mehr 
montiert werden können, Sobald wie m8glich werde er jedoch im 
Strandbad wieder aufgestellt werden, Im Budget 1964 soll jedoch 
ein Sprungturm für den Badeplatz Siehbach vorgesehen werden, 

M. Kunz erkundigt sich unter 535, warum im Friedhof die alten 
Grabfelder mit Bulldozern abgeräumt worden seien. Der Anblick 
der umgestlirzten Grabsteine ;ei fiir die Hinterbliebenen schok- 
kierend gewesen. 

Stadtrat W,A. Hegglin erklsrt, dass kein Grgberfeld mit Bull- 
dozern abgeräumt worden sei, Die Grabsteine seien von der Firma 
Gebr, Risi von Hand £ur den Abtransport vorbereitet worden, Das 
schlechte Wetter habe dann die Fortsetzung der Arbeiten verun- 
muglicht, weshalb dann dieser Eindruck entstanden sei, 

Damit ist die Diskussion Uber das Polizeiwesen erschöpft, 

Zum Abschnitt Feuerwehrwesen liegen keine Wortbegehren vor. 
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Abschnitt Militarwesen 

Dr, W. Merz bemerkt zu 715, dass die Zivilschutzkommission 
zahlenm3ssig sehr gut dotiert sei, aber unter den Mitgliedern 
kein Arzt zu finden sei, Pm Hinblick auf die kommenden Material- 
anschaffungen fCir die Sanit3tshilfsstellen sei ein Arzt unbedingt 
notwendig, 

Stadtpräsident R. Wiesendanger anerkennt die Berechtigung dieser 
Bemerkung und erklart, dass die Zivilschutzkornmission im Sinne 
der ~eusserung von Dr, Merz erweitert werde, sofern ein Arzt 
gefunden werden Kinne, der sich ftir diese Aufgabe zur Verftigung 
stelle. 

Damit ist die Diskussion Uber das Militärwesen erschäpft. 

Abschnitt Ftirsorgewesen 

K.H, Eschmann stellt unter 810/24.21 fest, dass das Haus Alpen- 
r8sli. bei St. Verena, das von der Familie A. Suter-Helfer be- 
wohnt werde, von der Gesundheitskommission schon längst abge- 
sprochen worden sei, weil das Trinkwasser nicht in Ordnung sei, 

Stadtrat Dr. Ph, Schneider orientiert den Rat, dass sich der 
Liegenschaftsefgenteimer weigere, die Wasserversorgung der 
Liegenschaft Alpenrösli zu sanieren, solange sich die Familie 
Suter im Hause befanden, Der Familie Suter seien verschiedene 
Wohnungen u,a, in der Wohnag offeriert worden, doch weigere 
sich Herr Suter beharrlich, aus dem Haus auszuziehen. Das Pro- 
blem l8se sich nun von selbst, weil der Liegenschaftseigentlimer 
den Mietvertrag mit der Stadt auf den I. April 1964 gektindigt 
habe. 

Damit ist die Diskussion tiber das Ftirsorgewesen erschdpft. 

Zu den Abschnitten Schlachthaus und Kanalisationsrechnung wird 
das Wort nicht verlangt. 

Abschnitt ausserordentliche Verwaltungsrechnung 

H.W. Von Rotz wilnscht, dass bei der Planung eines neuen Fried- 
hofes auf der Liegenschaft Schmalzgrueb sowie bei der Planung 
der Ueberbauung s:. Verena die ~kiäbfahr ten erhalten bleiben: 

Stadtprasident R. Wiesendanger bestätigt, dass der Stadtrat Im 
konkreten Fall eine LeZsung fUr die Erhaltung der Skiabfahrten 
suchen werde. 

P. Weber gibt der Hoffnung Ausdruck, dass bei einem Umbau der 
Burgbachturnhalle nur die notwendigsten Arbeiten gemacht werden. 

Stadtrat Dr. Schneider stellt fest, dass auf die Burgbachturn- 
halle teir die nächsten Jahre unter keinen Umständen verzichtet 
werden kefnne. Da der heutige Zustand unhaltbar geworden sei, 
meisse etwas unternommen werden, Es sollen jedoch tatsgchlich 
nur die wirklich notwendigen Arbeiten ausgeftihrt werden, Vorge- 
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sehen seien neue Heizung, neuer Boden, neue WC-Anlagen, neue 
Garderobe und der Einbau einer Douchenanlage und eines Ger3te- 
raumes. Auch unter Beibehaltung der Turnhalle Burgbach sei ftir 
die Schulhäuser Burgbach, Maria Opferung und Kirchmatt eine 
Turnhalle zuwenig. Das Problem liesse sich nur lusen, wenn die 
Liegenschaft Kirchmatt von Herrn Paul Henggeler erworben werden 
kdnnte und dort eine Doppelturnhalle erstellt Wrde. 

Dr. A. Bussmann weist darauf hin, dass der Umbau der Burgbach- 
turnhalle äusserst dringlich sei, da diese zur Zeit nicht mehr 
benutzt werden könne, wie er von seinen Kindern vernommen habe. 

Im Auftrag der GeschäftsprPBfungskommission gibt er dem Wunsche 
Ausdruck, die Strassenbauten möchten rascher abgerechnet werden. 
Die Amortisationszeit ftir die Kanalisation und die Klaranlage 
sei zu lange, daure sie doch bis 1997. 

Stadtrat A. Sidler erklärt, dass der Umbau der Burghachturnhalle 
vom Architekturbtiro Stocker und Meyer vorbereitet werde, Die 
Turnhalle habe einen Holzzementboden, was im Zeitpunkt der Er- 
stellung eine sehr fortschrittliche Lösung gewesen sei, Holz- 
zement habe den Nachteil, dass er Pm FrUhling und Herbst einige 
Tage feucht sei, so dass er wahrend dieser Zeit nicht benutzt 
werden kdnne, Das sei jedoch vorcibergehend. 
Die Strassenbauten könnten nicht abgerechnet werden, solange 
die Abtretungen von Strassenland der Anst"dser grundbuchlich 
nicht erledigt sei.. Trotzdem der heutige Grundbuchgeometer äus- 
serst speditiv arbeite, sei der Anfall an Grundbuchmutationen 
so gross, dass sich Verzogerungen nicht vermeiden liessen. 

Stadtpräsident R. Wiesendanger ist grundsatzlich mit den Bemer- 
kungen von Dr. A. Bussmann betreffend die Amortisationen einver- 
stariden. Er weist jedoch darauf hin, dass diese Amortisationen 
von der EInwohnergemeindeversamrnlung beschlossen worden seien. 
Ueberdies habe man bewusst zuruckgehalten, weil man immer noch 
gehofft habe, es könnte eine Subvention von Bern erhdltlich 
gemache werden. Ftlr die nachsten zwei Jahre m8chte die Finanz- 
verwaltung an den zur Zeit gttltigen Abschleeibungsgrundsätzen 
nichts CEndern. Bis dahin seien die Auswirkungen der Grundsttick- 
gewinnsteuer, die Ja für Abschreibungen reserviert sei, bekannt, 
so dass die Abschreibungsgrundsätze im Bedarfsfall neu festge- 
legt werden könnten. 

W. Berger erkundigt sich nach dem Stand der Arbeiten für die 
Renovation der Burg. 

Stadtprasident R. Wiesendanger orientiert den Rat ciber die 
Motion von Herrn Josef Wickart bei der Korporation, Auf Grund 
dieser Motion habe sich die Korporation bereit erklärt, beim 
Umbau In ein Heimatmuseum und beim Betrieb eines solchen Helmat- 
museums finanziell mitzuhelfen, Es sei nun zu einer grundsätz- 
lichen Einigung zwischen der Stadt, der Biirgergemeinde und der 
Korporation gekommen, wonach die Burg in ein Heimatmuseum um- 
gebaut und hierauf eine Stiftung errichtet werde, in welche die 
Stadt das Heimatmuseum, die Burgergemeinde das Museumsgut ein- 
bringen werde. Das Stlftungsstatut liege bereits vor. Im Oktober 
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finde eine weitere Besprechung zwischen den drei Gemeinden state, 
wozu auch der Regierungsrat eingeladen werde, 

Dr, A. Bussmann stellt fest, dass die Stadtkanzlei nun schon 
bald seit zwei Jahren aus dem Kolinhaus ausgezogen sei, dass 
man aber Uber den Stand der Arbeiten fiir den Abbruch und Neubau 
des Kolinhauses und des Fridllnhauses nichts mehr gehört habe, 
Auch bei den Sportanlagen habe man den Eindruck, dass es nicht 
vorwärts gehe. Vor den Wahlen habe das Zeitprogramm £Ur die 
Sportaalagen ganz anders ausgesehen! 

Stadtrat A, Sidler best(<[tigt, dass bei den Sportanlagen Ver- 
ztjgerungen eingetreten sind. Diese habe jedoch nicht das Stadt- 
bauamt zu verantworten, Die Sportkreise seien sich selbst nicht 
einig, Zudem kdnne man nicht dagegen sein, wenn nun die Sport- 
vereine selbst fanden, dass beim Projekt Einsparungen gemacht 
werden mtlssten. 
Ftir den Neubau der Häuser Kolinplatz 6 und 8 bestehe eine Kom- 
mission, welche darefber zu wachen habe, dass die Fassaden der 
Hauser wieder in der csrsprlfnglichen Art erstellt werden. Ein 
Kommisskonsmbtglied habe sieh nun vor geraumer Zeit anerboten, 
die notwendigen Planaufnahmen von den heutigen Fassaden zu 
machen. Ktirzlich habe nun dieses Kommissionsmitglied erklart, 
die Arbeit nicht ausfuhren zu kdnnen, wodurch eine unliebsame 
Verzsgerung entstanden sei, 

Dr. A. Bussmann repliziert zur Frage der Sportanlagen, dass bei- 
spielsweise das Komitee ftir eine Kunsteisbakin auf seinen Vor- 
schlag vom 19, Juli 1963 bis heute keine Antwort erhalten habe. 

Stadtprasident Ro Wiesendanger sichert zu, dass er in den nach- 
sten Tagen mit dem Prasidenten des Komitees, Herrn Dr. Grob, 
eine Besprechung hzben werde. 

Damit ist die Diskussion zur Rechnung 1962 erschdpft. Ein Gegen- 
antrag wird nicht gestellt. Der RatsprCEsident erklart deshalb 
Ziffer 1 - 3 des Antrages der Rechnungspr~fungskommission als 
beschlossen. 

In der Schlussabstimmung stimmt der Rat dem Antrag der Geschafts- 
prfffungskommission ohne Gegenstimme zu. 

Der Beschluss lautet: 

BESCHLUSS DES GROSSEN GEMEINDERATES VON ZUG Nr. 14 

DER GROSSE G E ~ I ~ E R A T  VON ZUG 

nach Kenntnisnahme vom Bericht und Antrag der Rechnungsprllfungs- 
kommission Nr. 13.1 vom 17, Mai 1963 

b e s c h l i e s s t :  

I. Der vom Stadtrat vorgeschlagenen Verwendung der Rechnungs- 
tiberschusses wird zugestimmt. 
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2 .  Die Jzihresrechnung 1962 wird unter bester Verdankung an den 

Stadtrat und das Verwaltungspersonal genehmigt. 

3, Dieser Beschluss tritt sofort in Kraft, 

Er ist im Amtsblatt zu vertfffentlichen und in die städtische 
Rechtssammlung aufzunehmen. 

Der Stadtrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

Ratspräsident Dr, J, Niederberger benutzt den Anlass, um dem 
Stadtrat und dem gesamten Personal fifr die Arbeit des GeschCefts- 
Jahres 1962 zu danken. Diesem Dank schliessen sich die Prasiden- 
ten der drei gemeinder3tlichen Fraktionen an. 

Dr, A, Bussmann stellt den Antrag, Traktandum Kir. 4 ,  Gemeinde- 
raesbeschluss betreffend die Erneuerung der Kanalisationsleitung 
in der Gubelstrasse, sei mit Rpieksicht auf die Dringlichkeit 
noch zu behandeln. 

Zu diesem Antrag liegen keine Wortbegehi-en vor. Es wird auch 
kein Gegenantrag gestellt, Der Ratsprasident erklärt deshalb 
den Antrag als beschlossen. 

3. Gemeinderatsbeschluss betr, die Erneuerung der Kanalisations- 
leitung in des Gubelstrasse 

Es liegen vor: 

Bericht und Antrag des Stadtrates Nr, 14 
Bericht und Antrag der Geschäftspr~fungskommission Nr, 14.1 

Die Geschäftsprfffungskomfssion beantragt, dem Antrag des Stadt- 
rates zuzustimmen. 

R. Wassmer Wnscht, dass in Zukunft keine Submissionen mehr 
durchgeftihrt werden, bevor der Kredit erteilt sei. Schon bei der 
LGbernstrasse seien die Randsteine fffr den Strassenausbau abge- 
1ager.e: worden, bevor der Kredit erteilt worden sei und mit den 
Arbeiten am Kanal Gubelstrasse sei auch schon begonnen worden. 

Stadtrat A. Sidler hält fest, dass die Submissionen jeweils 
durchgefcihrt würden, um Zeit zu sparen. Bei der heutigen Bean- 
spruchung der Bauunternehmungen sei die Durchftihrung der Sub- 
mission vor der Krediterteilung unbedingt notwendig, andernfalls 
kaum ein Bauvorhaben im gleichen Jahr angefangen werden kdnnte, 
In welchem es beschlossen worden sei, 

Die Randsteine ftir den Ausbau der LSSbernstrasse hätten nichts 
mit der Submission zu tun. Die Randsteine w9ilrden vom Bauamt en 
gros eingekauft und nicht ecwa vom Bauunternehmer geliefert. 

Beim Kanal Gubelstrasse handle es sich um ein Missverst2ndnis, 
fiir das er sich in aller Form entschuldige. Er werde dafiir sor- 
gen, dass derartige ~Betriebsunfälle" inske5nftig ve~mieden werden 
kdnnten . 
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Damit ist die Eintretensdebatte erschöpft, Ein Gegenantrag liegt 
nicht vor, Der Ratspräsident erklärt deshalb Eintreten als be- 
schlossen. 

Zu Ziffer 1 Ziegen keine Wortbegehren vor. Ein Gegenantrag wird 
nicht gestellt* Der Ratspräsident erklgrt deshalb Ziffer 1 als 
beschlossen. 

Zu Ziffer 2 liegen keine Wortbegehren vor, Ein Gegenantrag wird 
nicht gestellt. Der Ratsprasident erklärt deshalb Ziffer 2 als 
beschlossen. 

In der Schlussabstimmung stimmt der Rat der Vorlage ohne Gegen- 
stimme zu. 

Der Beschluss lautet: 

BESCHLUSS DES GROSSEN GEHEINDERATES VOM ZUG Nr. 15 

DER GROSSE GEMEINDERAT VON ZUG 

nach Kenntnisnahme vom Bericht und Antrag des Stadtrates Mr. 14 
vom 6. August 1963 

1. Ftir die Erneuerung der Kanalisationsleitung in der Gubel- 
Strasse, von der Baarerstrasse bis zur Endustriestrasse, 
wird ein Kredit von Fr. 75'000.-- bewilligt, 

Dieser Kredit erhodht oder senkt sich entsprechend dem Bau- 
kostenindex (Stand 1, April 1963) . 
Der Kredit ist der RanalPsati.onsrechnung zu belasten, 

2. Dieser Beschluss tritt unter dem Vorbehalt des Referendums 
gemass 5 6 der Gemeindeordnung sofort in Kraft. 
Er ist Im Amtsblatt zu vero"ffent1ichen und in die stgdtische 
Rechtssamlung aufzunehmen. 

Der Stadtrat wird mit dem Vollzug beauftrag und es werderi 
ihm alle hiefiir erforderlichen Vollmachten erteilt, 

H, Schmid erkundigt sich nach dem Stand der Arbeiten fiir das 
Geschdftsreglement des Grossen Gemeinderates. 

Dr. A. Etter erklart als Mitglied der Kommission £Ur ein Ge- 
schaftsreglement, dass der Entwurf nahezu fertig gestellt sei, 

Nschste Sitzung 

Ratsprasident Dr. J. Miederberger teilt mit, dass die nzchste 
Sitzung Dienstag, den 1, Oktober 1963 um 17.00 Uhr stattfinde, 

Der Protokollftfhrer: 

W. K. Yeyer 


